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Einleitung

Problemstellung

Unternehmensaktivitäten enden längst nicht mehr an der Landesgrenze,
sondern werden im Zuge der wachsenden Globalisierung und Vernetzung
international ausgeweitet. Besonders innerhalb der Europäischen Union
stehen unternehmerischem Handeln keine territorialen Grenzen mehr im
Wege. Denn hier wird die grenzüberschreitende Tätigkeit innerhalb der
EU rechtlich durch die vier Grundfreiheiten abgesichert.1 Mit der wach-
senden Anzahl international agierender Unternehmen wächst als Kehrseite
auch die Anzahl der Insolvenzen mit grenzüberschreitendem Bezug. Hier
kommt es mangels materiellen Einheitsrechts bei der Abwicklung dieser
Insolvenzverfahren zu Problemen, deren Lösung folglich im Internationa-
len Privatrecht zu suchen ist. Hierfür stellt das EU-Recht zur Vereinheitli-
chung und Steigerung der Rechtssicherheit bei grenzüberschreitenden In-
solvenzverfahren eine Verordnung für das Internationale Insolvenzrecht
auf europäischer Ebene bereit. Die Europäische Insolvenzverordnung (Ver-
ordnung EU Nr. 2015/848)2 regelt die Zuständigkeit des Insolvenzgerichts
– und nun auch diejenige für insolvenznahe Klagen –, das Insolvenzkollisi-
onsrecht und die Anerkennung von Entscheidungen im Insolvenzverfah-
ren.3 Wie die durch die Grenzüberschreitung entstehenden Probleme bei
Insolvenzverfahren durch das Europäische Recht gelöst werden, ist Gegen-
stand dieser Arbeit.

Einige4 haben bereits die Problematik durchleuchtet, welche Wirkungen
ein Insolvenzverfahren auf bewegliche Gegenstände hat, wenn diese in
einem anderen Mitgliedstaat belegen sind und insbesondere, wenn die Ge-
genstände mit den Rechten Dritter belastet sind. Diese Arbeit nimmt statt-
dessen registrierte Gegenstände, also Grundstücke, Schiffe und Luftfahr-
zeuge in den Fokus, die in die Insolvenzmasse eines Verfahrens fallen, das
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union eröffnet worden ist. Die

Teil 1.

A.

1 Siehe Art. 45 ff. AEUV.
2 Die Nachfolgeverordnung der VO EG 1346/2000. Im Folgenden: EuInsVO.
3 McCormack/Bork, Security Rights and the EIR, Rn. 23.
4 Siehe bspw. Naumann, Behandlung dinglicher Kreditsicherheiten; Roßmeier, Besitz-

lose Mobiliarsicherheiten; Schmitz, Dingliche Mobiliarsicherheiten.
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jüngsten Insolvenzen der Fluggesellschaften Air Berlin5 und NIKI6 in der
zweiten Jahreshälfte 2017, der siebtgrößten Reederei Hanjin7 ein Jahr zu-
vor sowie zahlreicher Schiffsfonds8 zeigen die Relevanz und Aktualität die-
ses Themas. Gerade bei großen international agierenden Unternehmen
kann die Beschlagnahme und Verwertung des gesamten Vermögens, das
sich überall auf der Welt befindet, für den Insolvenzverwalter große
Schwierigkeiten bereiten.

Der Kern der Arbeit besteht in der Frage, wie ein Insolvenzverfahren,
das in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union eröffnet worden ist,
auf die in einem anderen Mitgliedstaat registrierten Rechte des Schuldners
auswirkt. „Dabei ist erstens darauf hinzuweisen, dass die EuInsVO […] auf
einem Modell der so genannten ,abgeschwächten Universalität‘ beruht,
nach dem einerseits für das Hauptinsolvenzverfahren und seine Wirkun-
gen das Recht des Mitgliedstaats gilt, in dem dieses Verfahren eröffnet wur-
de, andererseits jedoch die Verordnung mehrere Ausnahmen von dieser
Regel vorsieht“.9 Das bedeutet, dass das in einem Mitgliedstaat eröffnete In-
solvenzverfahren nicht an der Landesgrenze endet, sondern in der gesam-
ten EU seine Wirkungen entfaltet und grundsätzlich alle dort belegenen
Vermögenswerte erfasst. Zugleich macht die Verordnung hiervon zahlrei-
che Ausnahmen, die dazu führen, dass das Recht des Staates der Verfah-
renseröffnung mit dem Recht anderer Mitgliedstaaten kombiniert werden
muss.10 Auch für registrierte Rechte enthält die EuInsVO Sondervorschrif-
ten, sodass das Recht des Registerstaates auch bei einem universal wirken-
den Insolvenzverfahren nicht ohne Bedeutung ist, was einige Schwierigkei-
ten in der Rechtsanwendung hervorrufen kann.

Ebenso gestaltet sich die Verwertung bei registrierten Rechten im grenz-
überschreitenden Insolvenzverfahren schwieriger als bei anderen Rechten.
Denn wenn das Recht des Schuldners an einer beweglichen Sache besteht,
die in einem anderen Staat als dem der Verfahrenseröffnung belegen ist,
kann der Insolvenzverwalter die Sache in den Staat der Verfahrenseröff-

5 Handelsblatt vom 1.11.2017, Air-Berlin-Insolvenz eröffnet – Lufthansa beantragt
Übernahme.

6 Süddeutsche Zeitung vom 13.12.2017, Air-Berlin-Tochter Niki stellt ab sofort Flug-
betrieb ein.

7 Wirtschaftswoche vom 17.2.2017, Hanjin – Insolvente Reederei wird endgültig auf-
gelöst.

8 Lux, Der Betrieb 2016, 948, 949; Schneider, DStR 2017, 548. Vgl. auch Paulus, ZIP
2016, 345.

9 EuGH, Urt. v. 26. 10. 2016 – C-195/15, SCI Senior Home Rn. 17.
10 Moss/Fletcher/Isaacs, EC Regulation on Insolvency Proceedings, Rn. 8.211.
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nung überführen und ihn dort nach den Regeln dieses Staates verwerten.
Bei Grundstücken ist dies naturgemäß nicht so einfach möglich. Darüber
hinaus hat die Verwertung dinglicher Rechte an Grundstücken, Schiffen
und Luftfahrzeugen in Deutschland im Wege der Immobiliarvollstreckung
nach dem ZVG zu erfolgen,11 das umfangreich das Verwertungsverfahren
regelt. Auch der Insolvenzverwalter hat gemäß § 165 InsO dieses Verfahren
durchzuführen, wenn er diese Gegenstände im Wege der Zwangsversteige-
rung verwerten will.12 Diese Arbeit soll einen Beitrag dazu leisten, wie ein
Insolvenzverwalter registrierte Rechte in einem grenzüberschreitenden In-
solvenzverfahren im Anwendungsbereich der EuInsVO verwerten kann.

Bei der Verwertung stellt sich gerade in grenzüberschreitenden Insol-
venzverfahren darüber hinaus die Frage, welche Stellung Gläubiger oder
Dritte innehaben, die an dem zu verwertenden Gegenstand der Insolvenz-
masse ein eingetragenes Recht halten. Grundstücke, Schiffe und Luftfahr-
zeuge sind ihrer Natur nach sehr wertvolle Gegenstände. Daher werden sie
häufig bei Anschaffung finanziert.13 Ein dinglich besicherter Gläubiger
vertraut darauf, dass sein Recht im Insolvenzverfahren Bestand hat und er
dadurch nicht mit seiner Forderung ausfällt. Im grenzüberschreitenden In-
solvenzverfahren entstehen Unsicherheiten für Kreditgeber, ob ihre vom
Schuldner gewährten Sicherheiten überhaupt insolvenzfest sind, wenn sie
nicht an dem Ort belegen bzw. registriert sind, an dem ein mögliches In-
solvenzverfahren eröffnet wird. Die EuInsVO will den Gläubigern diese
Unsicherheit nehmen und schafft daher in Art. 8 EuInsVO eine Schutzvor-
schrift, um diese Rechte auch im ausländischen Insolvenzverfahren zu be-
wahren. Hier soll ein Beitrag zur Diskussion geleistet werden, welche Be-
deutung diese Vorschrift hat und welche Rechtsfolge von ihr ausgeht. Hier
gilt es zu beantworten, wie die Gläubiger ihre Rechte in einem ausländi-
schen Insolvenzverfahren durchsetzen können. Daneben stellt sich gleich-
sam für den ausländischen Insolvenzverwalter die Frage, ob und wie er das
belastete Vermögen des Schuldners zugunsten der Masse verwerten kann.

11 Dörndorfer in: MüKo-ZPO, § 864, Rn. 1, 23, 25; Stöber in: Zöller ZPO, § 864,
Rn. 1, 3, 4.

12 Castrup in: Graf-Schlicker InsO, § 165, Rn. 3; Leithaus in: Andres/Leithaus InsO,
§ 165, Rn. 1.

13 Zu Schiffen vgl. Paulus, ZIP 2016, 345. Zu Luftfahrzeugen vgl. Recker, NZI 2017,
428, 429.
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Vorgehensweise und inhaltlicher Überblick

Der Fokus der Arbeit liegt bei grenzüberschreitenden Insolvenzverfahren
innerhalb der Europäischen Union. Grundlage der Untersuchung ist die
EuInsVO; das autonome internationale Insolvenzrecht Deutschlands wird
in Abgrenzung zu dieser Verordnung behandelt. Daneben werden damit
verbundene Regelungen des Internationalen Sachen- und Zwangsvollstre-
ckungsrecht behandelt. Es wird davon ausgegangen, dass es sich bei dem
Schuldner um eine juristische Person in Form eines international agieren-
den Unternehmens handelt. Im Zentrum der Untersuchung liegt das klas-
sische Insolvenzverfahren im Sinne eines Liquidationsverfahrens. Restruk-
turierungsmaßnahmen, wie Planverfahren oder übertragene Sanierungen
sollen nicht näher behandelt werden. Der Schwerpunkt der Untersuchung
liegt auf der Frage, wie ein universal wirkendes Insolvenzverfahren die in
anderen Staaten registrierten Vermögenswerte berührt. Daher wird die
Möglichkeit eines Partikularverfahrens, dessen Wirkungen sich auf einen
Mitgliedstaat beschränken, zwar aufgezeigt, aber nicht vertieft. Wenn es
sich anbietet, sollen Regelungen des Insolvenzrechts anderer EU-Mitglied-
staaten erläutert werden, um so die Problematiken des Internationalen In-
solvenzrechts eingängiger darzustellen.

Das erste Kapitel gibt eine Einführung über die entscheidenden Rechts-
grundlagen des grenzüberschreitenden Insolvenzverfahrens, um das Zu-
sammenspiel verschiedener Regelungen aus Völker-, Europa- und nationa-
lem Recht aufzuzeigen.

Im zweiten Kapitel wird zunächst die Entstehung von Registersicherhei-
ten an Grundstücken, Schiffen und Luftfahrzeugen behandelt. Hierfür
werden zunächst die sachenrechtlichen Kollisionsnormen des deutschen
Rechts in den Blick genommen. Insbesondere wird die kollisionsrechtliche
Behandlung von Schiffen und Luftfahrzeugen näher erläutert. Darüber hi-
naus bietet das Kapitel einen Überblick über die nach deutschem Recht
zulässigen Registerrechte an Grundstücken, Schiffen und Luftfahrzeugen
und über deren rechtsgeschäftliche Entstehung, Übertragung und Wir-
kung außerhalb des Insolvenzverfahrens. Im Anschluss daran wird die Re-
gistrierung dieser Gegenstände in Deutschland und ihre Verwertung im
deutschen Insolvenzverfahren behandelt. Dies soll helfen, die Verwertung
im internationalen Insolvenzverfahren besser nachzuvollziehen und mit
den Regelungen anderer Länder vergleichen zu können. Hierbei wird der
Schwerpunkt auf registrierten Schiffen und Luftfahrzeugen liegen, da die
Rechte an Grundstücken und ihre Behandlung im Insolvenzverfahren gän-
gig und dadurch geläufiger sind.

B.
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Im dritten Kapitel liegt das Hauptaugenmerk auf der neuen EuInsVO.
Hier sind die zentralen Normen in Art. 1, 3 EuInsVO, die den Anwen-
dungsbereich und die internationale Zuständigkeit betreffen, durch die
Reform verändert worden. Die Neuerungen sollen zunächst dargelegt wer-
den. Im Anschluss werden die für das Thema relevanten Vorschriften des
Kollisionsrechts der EuInsVO besprochen. Dabei geht es vor allem um die
Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf registrierte Rechte. Demgemäß
soll der Weg, wie die EuInsVO das Recht des Eröffnungsstaates mit dem
Recht des Registerstaates in Einklang zu bringen sucht, eingehend darge-
stellt und erläutert werden. Außerdem wird auf die Anerkennung des In-
solvenzverfahrens im Registerstaat und auf die Möglichkeit der Eintragung
eines Insolvenzvermerks eingegangen.

Im vierten Kapitel liegt der Schwerpunkt der Untersuchung auf der Fra-
ge, wie ein Insolvenzverwalter aus einem Mitgliedstaat die in einem öffent-
lich geführten Register eingetragenen Rechte des Schuldners in einem an-
deren Mitgliedstaat verwerten kann. Hier ist insbesondere das anwendbare
Recht zu ermitteln. Daneben ist zu untersuchen, wie es sich auswirkt, dass
die zu verwertenden Vermögensgegenstände mit dinglichen Rechten von
Gläubigern bzw. Dritten belastet sind. An dieser Stelle wird auf die Mög-
lichkeiten des Gläubigers eingegangen, im eröffneten Insolvenzverfahren
seine Sicherheiten zu seinen Gunsten zu verwerten. Dabei stellt sich regel-
mäßig die Frage, ob und wie das ausländische Insolvenzrecht die Verwer-
tung deutscher Kreditsicherheiten beschränkt oder beeinflusst. Die Hypo-
these ist, dass eine Kreditsicherheit, die nach deutschem Recht wirksam
entstanden ist, den Gläubiger in der ausländischen Insolvenz in gleicher
Weise absichert, wie in einem deutschen Insolvenzverfahren. Dies ist für
die Sicherheit und Vorhersehbarkeit der Kreditwirtschaft erforderlich, so-
dass Banken ausländischen Gläubigern Kredite gewähren und hierfür in-
ländisch belegenes Vermögen als Sicherheit akzeptieren.
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